Muster-Betriebsvereinbarung zur Einführung von Zeitwertkonten
§ 1 Entstehung von Wertguthaben 

(1)
Die Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf Ansammlung von Bruttoentgelten zum Zwecke 

einer Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt in Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung 

nach § 7 Abs. 1a SGB IV. 

(2)
Um eine nachgelagerte Verbeitragung und Versteuerung realisieren zu können, muss der 

Arbeitnehmer eine Wertguthabenvereinbarung gem. § 7b SGB-IV mit dem Arbeitgeber 

schriftlich abschließen. Eine Umwandlungsvereinbarung, in der die Einbringung der Entgelte 

in das Wertguthaben geregelt wird, ist rechtzeitig vor Fälligkeit des Arbeitsentgeltes abzugeben. 

  (3 ) Da der Aufbau von Wertguthaben zum Zwecke der Arbeitsfreistellung vorgesehen ist, können Einbringungen nur bis zu einer Höhe des Wertguthabens getätigt werden, wie Entnahmen auch noch zu Zeiten einer Freistellung während des Beschäftigungsverhältnisses möglich sind. 
§ 2 Einbringen von Gehaltsbestandteilen 

(1)
Folgende Gehaltsbestandteile können in Abhängigkeit von den gesetzlichen, arbeits- und 

tarifvertraglichen Möglichkeiten eingebracht werden: 

•
Teile aus dem monatlichen Grundgehalt  

•
Sonderzahlungen (z. B. Tantiemen, Prämien, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld)  

•
Einbringung von Überstunden, umgerechnet in Euro-Beträge 

•
Einbringung von Urlaubstagen 

(2) Die genannten Gehaltsbestandteile werden als regelmäßige monatliche oder jährliche Umwandlungen in gleicher Höhe von mindestens 600,- Euro p.a. und höchstens 6.000,- Euro 

p.a. eingebracht. Darüber hinaus können in jedem Monat Zuzahlungen aus den genannten Gehaltsbestandteilen erfolgen. Der Zuzahlungsbetrag muss mindestens 500,- Euro betragen. 
§ 3 Einbringung von Urlaubstagen 

Es kann nur der Urlaub in das Wertguthaben eingestellt werden, der den gemäß Bundesurlaubsgesetz vorgeschriebenen jährlichen Mindesturlaub übersteigt. Die einzubringenden 

Urlaubstage werden zum Einbringungszeitpunkt in Euro-Beträge umgerechnet. 
§ 4  Ansammlung der Wertguthaben 

(1)
Die aus Entgeltumwandlung angesammelten Entgeltguthaben inklusive der wegen der geleisteten Bruttoentgeltumwandlung ersparten Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung (zusammen: Wertguthaben) sind vom Arbeitgeber zum Zwecke der Rückdeckung und der Sicherung der Wertguthaben an Stelle der Auszahlung auf einen Rückdeckungsvertrag einzuzahlen. 

(2)
Der Arbeitgeber stellt sicher, dass die mit Einstellungen in das Wertguthaben einhergehende 

Entgeltumwandlung keinen für den Arbeitnehmer negativen Einfluss auf künftige Vergütungserhöhungen oder auf andere vergütungsabhängige Leistungen des Arbeitgebers hat. 

§ 5 Rückdeckung und Insolvenzsicherung 

(1)
Die Wertguthaben werden vom Arbeitgeber gegen Insolvenz gesichert. Zu diesem Zweck 

schließt der Arbeitgeber einen Kapitalisierungstarif mit Garantieverzinsung (Rückdeckung) 

ab, in welchen das Wertguthaben eingezahlt wird.  

(2)
Das umgewandelte Entgeltguthaben des Arbeitnehmers einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag wird als Wertguthaben in die jeweilige Rückdeckung eingezahlt. Eine Nachschussverpflichtung oder ein Entnahmerecht des Arbeitgebers bei Änderung der Beitragssätze der Sozialversicherung besteht nicht. Der Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zum Entnahmezeitpunkt ist nach den aktuellen Beitragssätzen aus dem Wertguthaben der Rückdeckung zu finanzieren. 

(3)
Erträge der Rückdeckung auch über den Garantiezins hinaus werden dem Wertguthaben 

gutgeschrieben und stehen dem Arbeitnehmer zu. Der Bruttoanspruch des Arbeitnehmers 

bei Auszahlung des Wertguthabens ist der tatsächliche Wert der Rückdeckung (verzinste 

eingezahlte Beiträge abzüglich der entnommenen Kosten). 

(4)
Zum Zwecke der Insolvenzsicherung sind die Ansprüche aus der Rückdeckung zu Gunsten 

des Arbeitnehmers an den einzelnen Arbeitnehmer zu verpfänden. 
§ 6 Arbeitnehmerinformation 

(1)
Der Arbeitnehmer unterrichtet den Arbeitnehmer nach Einrichtung der Rückdeckung schriftlich über die geeigneten Maßnahmen zur Insolvenzsicherung.  

(2)
Der Arbeitnehmer wird zudem einmal jährlich in Textform über die Höhe seines im Wertguthaben enthaltenen Arbeitsentgeltguthabens informiert. Die Höhe der Kosten, der zugeteilten Überschüsse und des Standes der Rückdeckung können der Vertragsurkunde sowie den jährlichen Mitteilungen des Versicherers entnommen werden. 

§ 7 Verwendung des Wertguthabens 

(1)
Wertguthaben können verwendet werden, um dem gesetzlichen bzw. betrieblichen Rentenbeginn eine Phase der bezahlten Freistellung vorzuschalten (Vorruhestand) oder

in Zeiten sog. gesetzlicher Freistellungen (Pflegezeit, Elternzeit, Teilzeit) eine Aufstockung der Lohnersatzleistungen bzw. des Gehaltes vorzunehmen. 

(2)
Das für die Zeit der Freistellung vereinbarte Bruttogehalt wird dem Wertguthaben entnommen. Im Regelfall entspricht dies dem anteiligen Jahresgehalt, kann aber auf Wunsch des Arbeitnehmers auch abweichend vereinbart werden. Das vereinbarte Bruttogehalt muss jedoch mindestens 70 % und maximal 130% des durchschnittlich gezahlten Arbeitsentgeltes 

der unmittelbar vorangegangenen 12 Kalendermonate vor der Freistellung (Bruttoentgelt 

einschließlich Sonderzahlungen und Sachbezüge) betragen.  

§ 8 Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses  

Der Abbau des Wertguthabens soll in der Regel so erfolgen, dass bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses kein Wertguthaben mehr vorhanden ist. 
§  9 Arbeitgeberwechsel innerhalb des Konzerns 

Wechselt der Arbeitnehmer innerhalb des Konzerns in eine andere Gesellschaft, die ebenfalls am Zeitwertkonto teilnimmt, so wird das bestehende Wertguthaben einschließlich der 

darin enthaltenen der Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung automatisch auf die neue 

Gesellschaft übertragen und dort weitergeführt. Sämtliche Rechte und Pflichten gehen auf 

die neue Gesellschaft über. 
§ 10 Arbeitgeberwechsel 

Wechselt der Arbeitnehmer unter Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu einem anderen 

Arbeitgeber, bei dem eine vergleichbare Wertguthabenregelung besteht, kann das bestehende Wertguthaben einschließlich der darin enthaltenen Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung auf Antrag des Arbeitnehmers und mit Zustimmung des neuen Arbeitgebers unter 

Berücksichtigung der jeweils geltenden steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Regelungen auf diesen übertragen werden. 
§ 11 Übertragung auf die Deutsche Rentenversicherung Bund 

Alternativ kann der Arbeitnehmer bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses schriftlich 

gegenüber dem Arbeitgeber verlangen, dass das Wertguthaben einschließlich des darin enthaltenen Arbeitgeberanteils zur Sozialversicherung auf die Deutsche Rentenversicherung 

Bund (DRVB) übertragen wird. Nach der Übertragung auf die DRVB kann der Arbeitnehmer 

das Wertguthaben im Rahmen der gesetzlichen Regelungen für Freistellungen in Anspruch 

nehmen. 
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